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Ein wenig wie das sprichwörtliche Pfeifen im Wald, so hören sich die aktuellen europa-
politischen Stellungnahmen der Staaten der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA)
angesichts der in ihren tatsächlichen Konsequenzen noch immer recht vagen britischen
Brexit-Entscheidung an. Zwischen den derzeit 28 EU-Mitgliedern und den vier EFTA-
Staaten  bestehen  seit  Jahrzehnten  intensive  Beziehungen,  die  inhaltlich  weit  über  die
Bereiche Wirtschaft, Zoll und Handel hinausgehen. Ein britischer EU-Austritt hätte folg-
lich auch spürbare Auswirkungen auf die EFTA-Staaten. 

Grundlage der gegenwärtigen Beziehungen zwischen beiden Wirtschaftsblöcken ist das
1972 abgeschlossene Freihandelsabkommen, mit dem die damaligen Staaten der Europä-
ischen Gemeinschaften (EG) und der EFTA nach dem Wechsel der Briten und Dänen zur
EG ihre Beziehungen ein erstes Mal neu ordneten. Drei der vier EFTA-Mitglieder (Island,
Norwegen  und  Liechtenstein)  bilden  zusammen  mit  der  Europäischen  Union  seit  den
1990er Jahren den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR),  über den diese Zugang zum
EU-Binnenmarkt erhalten.1 Die Schweiz hat mit der Europäischen Union ein separates,
wenngleich nicht ganz so dichtes Geflecht bilateraler Abkommen abgeschlossen.2 

Dass nun das Vereinigte Königreich aus den EU-Strukturen ausscheiden will (und damit
nach Art. 128 EWR-Abkommen parallel aus dem EWR ausscheidet), wirft nicht nur für
die künftigen Beziehungen zwischen den Briten und der „Rest-EU“ Fragen auf, sondern
bringt auch die vier EFTA-Mitglieder in eine wirtschafts- wie institutionenpolitisch kom-
plizierte Lage: Mit den Briten tritt ein ehemaliger EFTA-Partner als neuer, selbsterklärter
Sonderfall auf die Bühne, der bislang zwar selbst kaum weiß, wie, der aber auf jeden Fall
noch einmal anders besonders behandelt werden will. 

Bildhaft gesprochen wird das europapolitische Politik-Puzzle vermutlich künftig noch
komplizierter,  insofern  nicht  mehr  28  EU-  plus  vier  EFTA-Teile  (beziehungsweise
28+3+1) auf dem Tisch liegen, sondern mit dann 27+1+3+1 Akteuren jeder der goldene
Schlussstein sein möchte. 

EFTA-Positionen 

Obgleich natürlich jeder der vier EFTA-Staaten jeweils spezifische Anliegen gegenüber
der EU-Seite hat, stimmen sich die EFTA-Mitglieder untereinander regelmäßig ab, um ge-
genüber  der  zahlenmäßig  in  vieler  Hinsicht  deutlich  stärkeren  Europäischen  Union
gemeinsam aufzutreten. Als organisatorische Infrastruktur besteht dazu das EFTA-Sekreta-
riat mit Hauptsitz in Genf und einem inzwischen mitarbeiterstärkeren Büro in Brüssel, in
dem die EWR-Angelegenheiten der EFTA-Mitglieder koordiniert werden. 

1 Das EWR-Abkommen trat am 1. Januar 1994 in Kraft, für Liechtenstein am 1. Mai 1995. Die Schweiz
nimmt am EWR nicht teil, sondern hat mit der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten bislang
zwei Pakete von Bilateralen Abkommen abschließen können. 

2 Vgl. Burkard Steppacher: Schweizerische Europapolitik am Scheideweg, in: integration 2/2016, S. 107-
122, insbesondere S. 113-116. 
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Bei den halbjährlichen EFTA-Ratstagungen auf Ministerebene standen 2016 und 2017
neben  den  Routinethemen  auch  die  möglichen  Konsequenzen  der  britischen  Brexit-
Entscheidung auf der  Tagesordnung.3 Die  Meinungen sind  dabei  geteilt:  Während die
Schweiz auf eine EFTA-Stärkung hofft,4 hält sich in Norwegen, dem größten EWR-EFTA-
Mitglied, wie auch in den beiden kleinen EFTA-Ländern die Begeisterung, nach rund 40
Jahren  wieder  mit  den  Briten  als  eigenwilligem Partner  in  der  EFTA zu kooperieren,
durchaus in Grenzen.5 

EWR-Aktivitäten – 20 Jahre erfolgreiche Zusammenarbeit im Brexit-Schatten 

Besonders eng kooperieren innerhalb der EFTA die drei EWR-Staaten Island, Norwegen
und Liechtenstein, deren Außenminister sich in der Regel halbjährlich mit den Vertretern
der Europäischen Union im Rahmen des EWR-Rates treffen, um das Funktionieren des
gemeinsamen  Binnenmarktes  zu  besprechen.  Der  EWR-Rat  ist  das  höchste  politische
Organ des EWR-Abkommens, um Grundsatzfragen zum Funktionieren des gemeinsamen
Binnenmarktes zu erörtern. 

Bei der 47. Tagung des EWR-Rates am 16. Mai 2017 stand ebenfalls der Brexit im be-
sonderen Fokus, insofern die Auswirkungen des angekündigten britischen EU-Austritts auf
das  EWR-Abkommen im Zentrum des  politischen  Dialogs  standen  und  weiter  stehen
werden. Wunsch der drei EWR-EFTA-Mitglieder (aber auch der Schweiz) ist ein eng mit
ihnen abgestimmtes Vorgehen der EU-Verhandlungsseite, um mit dem Vereinigten König-
reich zu einem guten Verhandlungsergebnis zu kommen.6 

Aktuelle EU-Position gegenüber den EFTA-Staaten 

Die Beziehungen EU-EFTA sind von einer mehrfachen Asymmetrie geprägt: Unverkenn-
bar ist die Europäische Union der größere Partner, der seit Jahrzehnten „ganz physika-
lisch“ allein qua Masse die Richtung der Entwicklung vorgibt, wenngleich dies oft lang-
sam und schwerfällig wirkt. Dementsprechend stimmen sich die EFTA-Staaten, speziell
die drei EWR-EFTA-Staaten, untereinander kontinuierlich ab, um ihre Anliegen gegenüber
der EU-Seite wirksam zu vertreten. Zum anderen haben die EFTA-Staaten als einzelne
Akteure aber leichter die Möglichkeit, ihre Positionen gegenüber der EU-Seite laut und
nachdrücklich zu artikulieren, um so für ihre jeweiligen, oft speziellen Sonderwünsche zu
werben. Speziell die Schweiz ist dabei ein Meister im Gewinnen von Bündnispartnern für
ihre Anliegen. Damit die europapolitische Vielstimmigkeit keine Kakophonie wird, stim-
men sich auch die EU-Staaten ihrerseits mittlerweile intern gegenüber den EFTA-Partnern
ab und legen seit dem Jahr 2008 regelmäßig Schlussfolgerungen zu den Beziehungen EU-
EFTA vor.

Ende 2016 hat der Rat der Europäischen Union erneut „Schlussfolgerungen (des Rates)
zu einem homogenen erweiterten Binnenmarkt und den Beziehungen der EU zu nicht der
EU angehörenden westeuropäischen Ländern“ angenommen.7 In  diesen alle  zwei Jahre
vorgelegten Stellungnahmen bilanziert der Rat die aktuellen Beziehungen zu den EFTA-

3 Vgl. EFTA: Communiqué,  EFTA Ministerial  Meeting, Geneva, 21 November 2016,  in: EFTA Annual
Report 2016, S. 71 f.

4 Neue Zürcher Zeitung: Die Schweiz hofft auf EFTA-Beitritt Grossbritanniens, 22.11.2016. 
5 Silke Bigalke: Briten sind nicht willkommen, in: Süddeutsche.de, 22.8.2016.
6 Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen des Rates des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR),

Pressemitteilung, 16. Mai 2017, Dok. 263/17, Ziffern 2 und 3.
7 Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen. 14. Dezember 2016, Dok. 15101/16.
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Staaten sowie den westeuropäischen Mikrostaaten Andorra, Monaco und San Marino. Die
bemerkenswerteste  Änderung  in  diesen  Schlussfolgerungen  war  2016  das  Fehlen  des
Kapitels zur Schweiz, obwohl gerade dieses mit Spannung erwartet wurde. Mit Blick auf
den unerwartet langsamen Fahrplan der Schweiz bei der Umsetzung der Zuwanderungs-
initiative hatte die EU-Seite die Veröffentlichung des Schweiz-Teils zunächst verschoben.8 

Erst Ende Februar 2017 verabschiedete der Rat der Europäischen Union „Schlussfolge-
rungen (des Rates) zu den Beziehungen der EU zur Schweizerischen Eidgenossenschaft“,9

in welchen er in zwölf Abschnitten dann unter anderem auch auf die nach längerer Verzö-
gerung in  der  Schweiz  inzwischen erfolgte  Ausweitung der  Personenfreizügigkeit  EU-
Schweiz auf Kroatien einging. 

Die  EFTA-Staaten  nahmen  auch  2016  diese  EU-Standortbestimmungen  mit  großer
Aufmerksamkeit wahr und schätzen sie zu Recht als wichtige Grundlage für die künftige
Fortentwicklung der bilateralen wie multilateralen Beziehungen ein.

Island – Wahlen mit schlingernder 360-Grad-Wende 

Innenpolitisch kommt der Kleinstaat Island nicht zur Ruhe: Als Folge der Enthüllungen im
Frühjahr 2016 über Briefkastenfirmen in Steueroasen („Panama-Papers“) war Ministerprä-
sident  Sigmundur  David  Gunnlaugsson  von  der  rechtsliberalen  Fortschrittspartei
(Framsóknarflokkurinn, B) im April 2016 zurückgetreten und es wurden, ein Jahr früher
als  vorgesehen,  Neuwahlen  zum  Althing  ausgeschrieben.  Übergangsministerpräsident
wurde Sigurður Ingi Jóhannsson vom Koalitionspartner, der liberal-konservativen Unab-
hängigkeitspartei (Sjalfstædisflokkurinn, D). 

Das Ergebnis der Parlamentswahlen vom 29. Oktober 2016 war allerdings nicht so klar,
wie von der Opposition erhofft: Während der Stimmenanteil der Fortschrittspartei zwar
mehr als halbiert wurde, konnte die mitregierende Unabhängigkeitspartei leicht zulegen
und wurde  dadurch  wieder  stärkste  Partei.  Die  oppositionelle  Links-Grüne  Bewegung
(Vinstrihreyfingin – grænt framboð, V) legte deutlich zu und wurde zweitstärkste Partei,
die programmatisch schillernde und vor den Wahlen in Umfragen sehr hoch gehandelte
Piratenpartei  (Píratar,  P)  wurde  mit  14,5 Prozent  der  Stimmen  immerhin  drittstärkste
Partei. Allerdings wurde die sozialdemokratische Allianz (Samfylkingin, S), die vor zwei
Legislaturperioden  noch  die  Regierungschefin  stellte,  nun  von den  Wählern  nochmals
gestutzt und stellt somit im Althing lediglich noch drei von 63 Abgeordneten. Der Neuan-
fang kam daher nicht so wie gedacht zustande. 

Erst  nach  mehreren  Anläufen,  in  denen  unter  anderem die  Vorsitzenden der  Links-
Grünen Bewegung und der Piratenpartei erfolglos mit der Regierungsbildung beauftragt
worden  waren,  konnte  schließlich  der  Vorsitzende  der  Unabhängigkeitspartei,  Bjarni
Benediktsson, eine Koalitionsregierung aus der Unabhängigkeitspartei und den kleineren
liberalen Neugründungen Reformpartei (Viðreisn, C) und Helle Zukunft (Björt framtíð, A)
bilden.10 Das wird allerdings mit Skepsis gesehen, zum einen weil die Regierung nur über
eine äußerst knappe Mehrheit im Althing verfügt, zum anderen weil der Name des neuen
Ministerpräsidenten  und  früheren  Finanzministers  Bjarni  Benediktsson  selbst  in  den
Panama-Listen vorkam.11 

8 Stephan Israel: Ein Neustart mit Schwierigkeiten, in: Tages-Anzeiger, 19.1.2017.
9 Rat der Europäischen Union: Pressemitteilung, 28. Februar 2017, Dok. 93/17. 
10 Vgl. Elisabeth Bauer/Nadja Cornelius: 360-Grad-Wende in Islands Politik, Länderbericht Island, Konrad-

Adenauer-Stiftung, Januar 2017. 
11 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Neuanfang mit altem Bekannten, 12.1.2017, S. 4. 
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Wirtschaftlich steht  Island nach Jahren der Krise inzwischen besser  dar,  auch wenn
manche Beobachter bereits vor einer neuen Überhitzung speziell im Tourismus und den
damit verbundenen boomenden Wirtschaftsbereichen warnen. Der Wert der isländischen
Krone hat in den vergangenen drei Jahren über 40 Prozent zugelegt.12 Angesichts des seit
der Finanzkrise noch immer spürbar schwankenden Wechselkurses wird verschiedentlich
über eine Kopplung der Krone an den Euro diskutiert. Im März 2017 konnte die Regie-
rung, knapp zehn Jahre nach dem Finanzzusammenbruch 2008, die Kapitalkontrollen auf-
heben. 

Norwegen – Streit um EWR-Kohäsionsfondsgelder für Polen

Norwegen hat im Jahr 2017 den Vorsitz im Nordischen Ministerrat inne, in dem die Re-
gierungen der fünf Nordischen Staaten ihre regionale Zusammenarbeit koordinieren. Für
Norwegen ist diese Kooperation, an der als Beobachter auch die drei baltischen Staaten
und das deutsche Bundesland Schleswig-Holstein teilnehmen, bedeutsam, um eine starke
„nordische Stimme“ in der europäischen Politik zu schaffen.

Im Rahmen einer kleinen Regierungsumbildung wurde als Nachfolger von Elisabeth
Vik Aspaker  im Dezember  2016 der  liberalkonservative Høyre-Politiker  Frank Bakke-
Jensen neuer Minister für EWR- und EU-Angelegenheiten, organisatorisch angesiedelt im
Außenministerium bei Außenminister Børge Brende. Mit dieser personellen Aufstellung
geht die „blau-blaue“ Regierung von Ministerpräsidentin Erna Solberg ins Wahljahr 2017. 

Im Februar 2017 legte die Regierung wie schon zuvor im Jahr 2015 ein Arbeitspro-
gramm für die Beziehungen zur Europäischen Union vor.13 In  der  Debatte  darüber im
norwegischen Parlament (Storting) unterstrich Bakke-Jensen die hohe Bedeutung der EU-
und EWR-Zusammenarbeit  für  die  norwegische  Europa- und Außenpolitik.  Durch  den
EWR profitiere Norwegen auf der  Basis gemeinsamer Werte sowohl wirtschaftlich als
auch politisch.14 

Als Ausgleich für den Zugang zum EU-Binnenmarkt beteiligt sich Norwegen zusam-
men mit Island und Liechtenstein mit dem EWR-Finanzmechanismus (EEA Grants) an
kohäsionspolitischen Maßnahmen in 16 süd- und osteuropäischen Empfängerländern der
Europäischen Union. Durch den zusätzlichen Norwegischen Finanzmechanismus (Norway
Grants)  und  angesichts  der  stärkeren  Bevölkerungs-  und  Wirtschaftszahlen  finanziert
Norwegen über 97 Prozent der für die Finanzperiode 2014 bis 2021 vorgesehenen rund
2,8 Mrd. Euro.15 

Aktueller Streitpunkt ist die Forderung der polnischen Regierung, bei der Vergabe der
EWR-Fördermittel  für  zivilgesellschaftliche  Projekte  ein  direktes  Mitspracherecht  zu
haben. Von den etwa 800 Mio. Euro, die Polen bis 2021 aus beiden Finanzierungsme-

12 Neue Zürcher Zeitung: Islands Sorgen mit der Krone, 19.5.2017, S. 25. 
13 Norwegian Ministry of Foreign Affairs: Norway in Europe. The Government’s work programme for coop-

eration with the EU 2017, abrufbar unter:  https://www.regjeringen.no/en/dokumenter/work_programme_
2017/id2536921/ (letzter Zugriff: 16.10.2017).

14 Frank  Bakke  Jensen:  Biannual  address  to  the  Storting  on  important  EU  and  EEA matters,  Oslo,
18.4.2017,  abrufbar  unter:  https://www.regjeringen.no/en/aktuelt/biannual_170418/id2549368/ (letzter
Zugriff: 16.10.2017). 

15 EEA Grants/Norway Grants: The EEA and Norway Grants, abrufbar unter: http://eeagrants.org/Who-we-
are (letzter Zugriff: 16.10.2017). 
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chanismen erhalten  kann,  sind  rund  40  Mio.  Euro  für  NGO-Projekte  vorgesehen.  Ein
ähnlicher Konflikt war 2014 und 2015 zwischen Oslo und Budapest entstanden, als die
ungarische Regierung auf die Mittelvergabe Einfluss nehmen wollte.16 

Liechtenstein – Weiterhin große Koalition im Kleinstaat 

Von einem Erdrutsch zu sprechen, wäre übertrieben, allerdings hat sich der Trend der ver-
gangenen Wahlen fortgesetzt: Bei den Landtagswahlen am 5. Februar 2017 verlor die den
Regierungschef  stellende  Fortschrittliche  Bürgerpartei  (FBP)  nochmals  deutlich  und
erreichte lediglich 35,2 Prozent der Stimmen. Ihr langjähriger Koalitionspartner, die Vater-
ländische Union (VU), stabilisierte sich auf niedrigem Niveau und erzielte 33,7 Prozent.
Die beiden Oppositionsparteien konnten hingegen ihr Stimmergebnis beide klar verbes-
sern: Die Unabhängigen (du) erzielten 18,4 Prozent, die grün-alternative Freie Liste (FL)
kam auf 12,6 Prozent, wenngleich sich beider Stimmzuwachs im lediglich 25 Mitglieder
umfassenden Liechtensteinischen Landtag nur schwach in Sitzen abbildet. 

Erkennbar  ist  im Fürstentum,  trotz  der  Acht-Prozent-Sperrklausel,  eine  tendenzielle
Pluralisierung der Parteienlandschaft: Stellten nach der Wahl 2009 die beiden traditionel-
len Parteien noch 24  der  25 Abgeordneten,  haben die  beiden kleineren Parteien 2017
inzwischen acht von 25 Mandate errungen. Die Stimmbeteiligung ist bei den vergangenen
Wahlen allerdings kontinuierlich gesunken und betrug 2017 nur mehr 77,8 Prozent. Die
Koalitionsregierung von FBP und VU wurde  im März  2017  erneuert:  Regierungschef
bleibt Adrian Hasler von der FBP, Regierungschef-Stellvertreter wurde Daniel Risch von
der VU, er ersetzt den zurückgetretenen Thomas Zwiefelhofer. Aussenministerin ist, wie
schon seit 2009, weiterhin die FBP-Politikerin Aurelia Frick, die damit zugleich dienst-
ältestes Mitglied der Regierung des Fürstentums ist.

Das Verhältnis des EWR-Mitglieds Liechtenstein zur Europäischen Union steht stets
„im Schatten“  der  Beziehungen  Liechtenstein-Schweiz:  Mit  der  Eidgenossenschaft  ist
Liechtenstein  seit  1923  durch  einen  Zollvertrag  und seit  1980  durch  einen  speziellen
Währungsvertrag verbunden. Daher und wegen der möglichen Brexit-Komplikationen ist
Liechtenstein an komplikationslosen Beziehungen sowohl mit der Schweiz wie auch mit
der Europäischen Union und den anderen EWR-Partnern interessiert.17 Zuletzt waren die
Beziehungen zur Schweiz durch die Revision des Entsendegesetzes eher angespannt und
schwierig.18 Angesichts der  britischen EU-Austrittsverhandlungen hat  die liechtensteini-
sche Regierung im Ministerium für Äusseres, Justiz und Kultur eine Brexit-Fachexperten-
stelle eingerichtet, die zusammen mit der Koordinationsgruppe Brexit im Amt für Auswär-
tige Angelegenheiten das künftige Vorgehen des Landes abstimmt.19 

16 Rudolf Hermann: Norwegen und Polen im Clinch. Umstrittene Verteilung der Mittel aus EWR-Fonds, in:
Neue Zürcher Zeitung, 12.5.2017, S. 6. 

17 Günther Meier: Vaduz verstärkt Beziehungspflege. Nachbarschaftspolitik als Schwerpunkt der Regierung,
in: Neue Zürcher Zeitung, 27.6.2017, S. 16. 

18 Liechtensteiner Vaterland: Es ist kein <Nice to have>-Gesetz, 10.6.2017, abrufbar unter: http://www.vater
land.li/liechtenstein/politik/Es-ist-kein-Nice-to-have-Gesetz;art169,273655 (letzter Zugriff: 16.10.2017). 

19 Regierung des Fürstentums Liechtenstein: Fachexpertenstelle für Brexit hat Arbeit aufgenommen, Mittei-
lung,  9.6.2017,  abrufbar  unter:  http://www.regierung.li/de/mitteilungen/154776 (letzter  Zugriff:  16.10.
2017). 
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Schweiz – Stillstand und Rücktritt 

Die bemerkenswerteste Veränderung in der jüngsten Schweizerischen Europapolitik war
im Juni 2017 die Rücktrittsankündigung des zuständigen Bundesrates Didier Burkhalter
auf Ende Oktober 2017.  Der freisinnige Neuenburger  Politiker  hatte  als Vorsteher  des
Eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegenheiten (EDA) seit 2012 die Eidge-
nössische Aussenpolitik nach der eher turbulenten Calmy-Rey-Amtszeit in ruhigeres Fahr-
wasser  gebracht,  jedoch ist  das  Schweizerische  Europaschiff  in dieser  Zeit  gleichwohl
nicht entscheidend vorangekommen.20 Es konnten zwar verschiedene kleinere Vereinba-
rungen mit der Europäischen Union getroffen werden, allerdings hängen seit der Annahme
der „Masseneinwanderungsinitiative“ durch die Schweizer Stimmbürger im Jahr 2014, mit
der das Personenfreizügigkeitsabkommen Schweiz-EU in Frage gestellt wurde, unvermin-
dert dunkle Wolken über den bilateralen Beziehungen. 

Unverändert unklar und umstritten sind zwischen Brüssel und der Schweiz sowie inner-
halb der Schweizer Politik Inhalt und Umfang eines institutionellen Rahmenabkommens
EU-Schweiz und dabei  insbesondere die Frage,  wo im Konfliktfall  die  Streitbeilegung
vorgenommen werden soll. 
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